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„Pechblende“ – Entstehung und Wirkung einer Untergrundschrift   

Mit der Debatte um die Tschernobyl-Folgen war klar geworden, dass auch die 

sogenannte Niedrigdosisstrahlung zu langfristigen Gesundheitsschäden führen 

kann. Wenn dies im Zusammenhang mit den über Tausend Kilometer von der 

Ukraine entfernt aufgetretenen radioaktiven Niederschlägen aus den 

Tschernobyl-Wolken eine Rolle spielte, dann lag es unabweisbar auf der Hand, 

dass diese Thematik auch im Umfeld des hiesigen Uranbergbaus akut sein 

musste. Aber wie sollte man an hier genaue Informationen kommen? Und wer 

sollte das machen? Wenn die Hallenser die Karbidindustrie der BUNA-Werke 

thematisierten, die Röthaer die Abgase von Espenhain, die Dresdner die 

Verseuchung der Elbe und die Altenburger die Teerseen von Rositz – dann 

musste sich wohl jemand aus Gera den Wismut-Komplex vornehmen. Mehr und 

mehr spürte ich, dass ich dieser Jemand sein sollte. Zunächst hielt ich das für 

eine viel zu große Last. Doch nach den ersten vorsichtigen Rechercheschritten 

hatte ich den Eindruck, dass diese Aufgabe machbar und realistisch war und ich 

diese Herausforderung annehmen könnte.         

Dass der Uranbergbau in Sachsen und Thüringen nicht nur eine gewaltige 

Landschaftszerstörung darstellte, sondern auch mit enormen Umwelt- und 

Gesundheitsgefährdungen verbunden sein musste, drang erst 1986 in das 

Bewusstsein der kritischen Umweltinitiativen in der DDR. Mit der 

Reaktorkatastrophe von Tschernobyl war klar geworden, dass radioaktive 

Umweltbelastungen auch im Niedrigdosisbereich zu langfristigen Umwelt- und 

Gesundheitsrisiken führen können. Da ich als Angehöriger überregionaler 

Umweltinitiativen in einer an das Uranbergbaugebiet unmittelbar angrenzenden 

Stadt wohnte – nämlich in Gera –, sah ich mich herausgefordert, zu den vom 

Uranbergbau ausgehenden Umwelt- und Gesundheitsgefahren eine kritische 

Öffentlichkeit herzustellen.  

Seit seinem Bestehen war das sowjetisch-deutsche Uranbergbauunternehmen 

„Wismut“ wegen seiner militärischen Bedeutung als Rohstofflieferant für die 

sowjetische Atomwaffenherstellung ein absolutes Tabu-Thema. Deshalb waren 

zunächst keinerlei Informationen zugänglich, an die man für eine ökologische 

Situationsanalyse anknüpfen konnte. Das allmähliche Zusammentragen von 

Fakten verfolgte ich auf drei Ebenen parallel: Zum einen habe ich die Wismut-

Anlagen selbst in Augenschein genommen – soweit man irgendwie herankam – 

und mit Beschäftigten und Anwohnern über die Situation gesprochen. Zum 

anderen habe ich internationale Fachliteratur über die grundlegenden 

technologischen Prozesse der Urangewinnung und die damit zwangsläufig 

zusammenhängenden gesundheitlichen und ökologischen Auswirkungen gelesen. 

Die dritte Ebene bestand darin, Mitarbeiter von Umweltbehörden, die mit 



Wismut-Emissionen zu tun hatten, vorsichtig aber gezielt nach Einzelheiten zu 

befragen. 

Die erste westliche Fachliteratur zur Uranbergbau-Problematik erhielt ich von 

dem Physiker Ernst Müller aus Freiburg/Breisgau auf folgenden Wege: Er hatte 

die Texte zu Hause fotografisch reproduziert und die belichteten noch nicht 

entwickelten Filme wieder in die Originalverpackung eingeklebt – und so einer 

Bekannten, die mit einer Reisegruppe in die DDR kam, mit nach Gera gegeben. 

Ich habe dann die Filme entwickelt und fotografische Abzüge von den einzelnen 

Textseiten gefertigt. Anknüpfend an die in den dortigen Literaturverzeichnissen 

angegebenen Arbeiten konnte ich dann in der Deutschen Bücherei in Leipzig die 

gezielte Literaturrecherche zum Thema fortsetzen.  

Für die Gespräche mit den Behördenvertretern war es nützlich, dass ich Ende 

1986 / Anfang 1987 in Gera den Versuch unternommen hatte, eine 

Umweltgruppe bei der Gesellschaft für Natur und Umwelt des Kulturbundes zu 

installieren. Die Kulturbundfunktionäre ahnten nichts „Gefährliches“ und machten 

mich sogleich zum Leiter der neugegründeten „Interessengemeinschaft 

Umweltschutz“. Damit war ich automatisch zusammen mit den Vorsitzenden der 

bestehenden Naturkundlichen Fachgruppen „Mitglied des Kreisvorstands der 

Gesellschaft für Natur und Umwelt“. In dem halben Jahr (Anfang 1987) als dies 

geduldet wurde, konnte ich in dieser Eigenschaft zu Umweltbehörden gehen und 

sagen: ‚Wir wollen der Gerüchtebildung zur Umweltsituation bei der Wismut 

entgegenwirken, brauchen dazu aber ein paar konkrete Informationen über die 

Art und die Größenordnung des Problems.‘ In der Regel waren die 

Behördenvertreter auch dann höchst zurückhaltend. Einige wenige waren aber 

sehr gesprächig und auch zu weiteren Gesprächen bereit. So konnte ich, auch als 

ich dem Kulturbund nicht mehr angehörte, monatelang aktuelle Interna über die 

Umweltsituation im Umfeld der Wismut erfahren.  

Die Frage war nun, auf welche Weise die zusammengetragenen Informationen 

publik gemacht werden sollten. Um darüber zu beraten, hatte ich verschiedene 

Vertreter von kirchlichen Umweltinitiativen, ehemalige Wismut-Beschäftigte und 

kritische Fachleute zu einem Seminar eingeladen, das im März 1987 beim 

evangelischen Kreisjugendpfarrer von Zeitz, Jörg Franke, im Zangenberger 

Pfarrhaus stattfand. Wir kamen dort allerdings zu keinem konkreten Ergebnis, 

außer zu dem, dass ich gebeten wurde, die zusammengetragenen Fakten zu 

einer Dokumentation zusammenzustellen. Ermutigt und unterstützt durch 

Sebastian Pflugbeil, begann ich mit meiner Arbeit an der Dokumentation 

„Pechblende“ und überlegte, wie darüber hinaus eine größere Öffentlichkeit zu 

der Uranbergbauproblematik hergestellt werden könnte. Auf verschiedene Weise 

habe ich das dann auch versucht.  

Zunächst dachte ich, meine Kulturbund-Funktion könnte dazu nützlich sein. Zu 

Pfingsten 1987 sollte das obligatorische DDR-weite Pfingsttreffen der FDJ als 

„Freundschaftstreffen“ mit dem „Komsomol“ (der kommunistischen 

Jugendorganisation der Sowjetunion) in Gera stattfinden. Erich Honecker und 



Michail Gorbatschow waren dazu nach Gera eingeladen – letztlich kam aber 

keiner von beiden. Zunächst sah alles so aus, als würde zu Pfingsten 1987 Gera 

im Mittelpunkt des internationalen Medieninteresses stehen. Um das Thema der 

Folgen des sowjetisch-deutschen Uranbergbaus aus dem sowjetisch-deutschen 

Jugendtreffen heraus „platzen zu lassen“, versuchte ich eine vom Kulturbund 

veranstaltete umweltpolitische Podiumsdiskussion für den 4. Juni 1987 zu 

organisieren und bemühte mich darum, diese im Veranstaltungsplan des 

kommunistischen Jugendtreffens unterzubringen. Der zuständige FDJ-Funktionär 

war anfangs ausgesprochen interessiert, dann sehr abweisend. Meinen Plan, die 

Uranbergbaufolgen in der Form eines öffentlichkeitswirksamen Eklats zu 

thematisieren, hatte die Staatssicherheit nicht durchschaut – allein die Tatsache, 

dass sich eine „OV-Person“ mit einem Beitrag zum offiziellen Weltumwelttag an 

dem FDJ-Pfingsttreffen beteiligen wollte, war ihr höchst verdächtig. Die Geraer 

Staatssicherheit schrieb dazu vier Wochen später: „Durch politisch-operative 

Einflußnahme wurde das Vorhaben abgelehnt.“1 

 
Sowjetisch-deutsches Jugendtreffen in Gera: Aus dem Plan, die Wismut als Umwelt-
Thema bereits im Sommer 1987 publik zu machen, wurde nichts.  
 

Nach diesem Erlebnis, dachte ich, dass man vielleicht viel direkter den Weg über 

die westlichen Medien suchen sollte. Gerade war im ARD-Magazin „Kontraste“ ein 

Beitrag über die Bitterfelder Chemie-Region erschienen – unter Verwendung von 

Video-Aufnahmen, die Angehörige einer Ost-Berliner Umweltgruppe zusammen 

mit Mitstreitern aus Bitterfeld gemacht hatten. So lieh ich mir deren Video-

                                                 
1
 Aus dem Bericht zum OV „Entomologe“ der Kreisdienststelle Gera des MfS vom 6. Juli 1987. 



Kamera aus und filmte – größtenteils mit versteckter Kamera – eine Vielzahl von 

Wismut-Anlagen, von denen eine Umweltgefährdung ausging. Da die Kontraste-

Redaktion mit der Ausstrahlung ihres Uran-Beitrags, d. h. meiner Aufnahmen, 

nicht warten wollte, bis die Studie „Pechblende“ fertiggestellt war, gab ich – um 

unerkannt zu bleiben – nur solche Aufnahmen frei, die jeder Fremde auch von 

der Straße aus hätte filmen können. Am 4. November 1987 wurde dann in dem 

ARD-Magazin „Kontraste“ eine sensationell aufgemachte, aber fachlich 

angreifbare Sendung zu den Umwelt- und Gesundheitsgefahren im ostdeutschen 

Uranbergbaugebiet ausgestrahlt. Ich hatte nun zwar erreicht, dass die 

Problematik der Umweltschäden im Uranbergbau endlich ein populäres Thema 

wurde. Doch durch die oberflächliche und zum Teil falsche Darstellung in dieser 

Fernsehsendung (z. B. über angeblich strahleninduzierten Haarausfall bei 

Wismut-Anwohnern) hatten die DDR-Offiziellen einen Vorwand, die jetzt 

hergestellte kritische Öffentlichkeit als „westliche Panikmache“ zu diffamieren.  

Eigentlich wollte ich mit dem Uranbergbau-Thema erst an die Öffentlichkeit 

gehen, wenn meine Studie „Pechblende“ gedruckt war. Bereits im Herbst 1987 

war sie als Manuskript fertig, doch die technischen Schwierigkeiten ihres Drucks 

waren so groß, dass sie schließlich erst Ende Mai 1988 fertiggestellt werden 

konnte. Nach einigem Überlegen sagte ich jedoch zu, auf der ersten 

Vollversammlung der Ökumenischen Versammlung der DDR-Kirchen für 

Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung am 13. Februar 1988 in 

Dresden einen öffentlichen Kurzvortrag zum Uranbergbau-Thema als „Zeugnis 

der Betroffenheit“ zu halten. Dieser Beitrag wurde dann auch von einigen 

westlichen Tageszeitungen aufgegriffen und in verschiedenen Radiosendungen 

wurde sogar der vollständige Wortlaut gesendet. 

Nachdem uns Angehörige der Ärzteinitiative IPPNW aus der Bundesrepublik mit 

Wachsmatrizen und Druckerschwärze ausgeholfen hatten, konnte der Druck der 

„Pechblende“ beginnen. Den größten Teil habe ich dann mit Unterstützung von 

Thomas Welz im Keller der Samaritergemeinde in Ost-Berlin an einer mit 

Handkurbel zu betreibenden Wachsmatrizen-Druckmaschine selbst gedruckt. Das 

Drucken der 1000 Exemplare der 60seitigen Studie hat eine Woche gedauert. 

Dann folgte die Arbeit des Legens und Heftens. Ab Anfang Juni 1988 haben das 

Kirchliche Forschungsheim in Wittenberg und der kirchliche Arbeitskreis „Ärzte 

für den Frieden“ in Berlin, die die Herausgeberschaft übernommen hatten, und 

ich die Dokumentation verteilt – größtenteils per Post einzeln verschickt. Vorher 

hatten wir Exemplare an Vertreter der Kirchenleitungen und an westliche 

Journalisten verteilt. Die Staatssicherheit hat zwar gewusst, dass ich an dem 

Wismut-Thema arbeite, doch von meiner Studie „Pechblende“ hat sie zuerst aus 

der Frankfurter Rundschau erfahren. Genau dies hatte ich beabsichtigt, denn 

jetzt musste man bei allen Repressionen gegen mich damit rechnen, dass sie 

ebenso publik würden, wie das Erscheinen der Studie selbst.  

So reagierte die Staatssicherheit zwar heftig, aber man hat gegen mich weder 

ein Ermittlungsverfahren noch ein Ordnungsstrafverfahren eingeleitet. Die Geraer 

Stasi-Bezirksverwaltung (2 350 hauptamtliche und 5 000 inoffizielle Mitarbeiter) 



erklärte 1988 und 89 den gegen mich laufenden Operativen Vorgang zum 

„politisch-operativen Schwerpunkt“ und reagiert mit „umfangreichen 

Offensivmaßnahmen“. Die Stasi schrieb am 5. Juli 1988: „Die Schrift ist (...) bei 

ihrer Verbreitung zur Auslösung von Unruhe, Angstzuständen und 

unkontrollierbaren Reaktionen unter der Bevölkerung, insbesondere in den 

Abbaugebieten in der DDR, geeignet. Damit bildet sie ihrer Zweckbestimmung 

nach eine dauernde erhebliche Gefahr für die öffentliche Ordnung und 

Sicherheit.“  

  
Bei jedem Wetter: Stasi-Observation von Sebastian Pflugbeil (OV „Reaktor“) und 
Michael Beleites (OV „Entomologe“).   
 

Die „umfangreichen Offensivmaßnahmen“ der Staatssicherheit waren zwar 

immer darauf bedacht, möglichst geräuscharm einzugreifen, aber sie waren in 

der Tat ausgesprochen umfangreich: Es wurden von zahlreichen staatlichen 

„Experten“ Gegengutachten angefordert, andere wurden beauftragt, Empörungs- 

und Drohbriefe an die Herausgeber und an mich zu schreiben; ich wurde 

mehrfach zu „Disziplinierungsgesprächen“ bestellt, wo mir mit indirekten und 

direkten Drohungen jede weitere Auseinandersetzung mit dem Thema, 

besonders das Halten von Vorträgen und weitere Publikationen „verboten“ 

wurden. Obwohl ich mich an solche Verbote nicht hielt, gab es keine über solche 

„Disziplinierungsgespräche“ hinausgehende Maßregelung. In der Zeit von 

Dezember 1988 bis April 1989, als ich als Otto-Kleinschmidt-Stipendiat des 

Kirchlichen Forschungsheims den Status eines kirchlichen Mitarbeiters hatte, 

liefen solche „Gespräche“ auffällig freundlicher ab, als davor und danach.   



 

 
Das Geschehen einordnen können: Die Kenntnis der technischen Abläufe lenkte den Blick 

auf die radioaktiven Schlammdeponien der Aufbereitungsbetriebe. Oben: Skizze aus der 

Studie „Pechblende“; unten: Einleitung der Uranaufbereitungs-Rückstände des 

Aufbereitungsbetriebes Crossen in die Deponie „Helmsdorf“ bei Zwickau.  



 
Von der Zensur verschlafen: Nur 2.000 der 3.000 gedruckten Exemplare konnte die 
Stasi vor ihrer Auslieferung noch einziehen. Das Heft 3/1989 der Jenenser FDJ-
Zeitschrift „Impuls 68“ hatte das Uran zur Titelgeschichte gemacht.     
 



Vorträge zum Uranbergbau-Thema hatte ich bei kirchlichen Veranstaltungen in 

Gera (in katholischen und evangelischen Gemeinden), in Altenburg und in Berlin 

gehalten. Anfang 1989 fragte mich Karsten König, ein Redaktionsmitglied der 

von der Friedrich-Schiller-Universität in Jena herausgegebenen Schülerzeitschrift 

für Physik, Chemie und Biologie „Impuls 68“, ob ich dort über die 

Uranbergbauproblematik einen Artikel schreiben würde. Ich hielt das zunächst 

für unmöglich, dachte aber, man könnte es ja versuchen. Eine harmlos klingende 

Überschrift, eine gewisse Naivität der Redaktionsleitung und ein routinemäßig 

unproblematisches Erteilen der staatlichen Druckgenehmigung machte das 

Unmögliche möglich: Zu derselben Zeit, als die Staatssicherheit gerade alles 

daran setzte, die kirchliche Herausgabe einer überarbeiteten Zweitauflage der 

„Pechblende“ zu verhindern, erschien ein kritischer Aufsatz von mir über die 

Folgen des Uranbergbaus – mit Fotos von Halden und Schlammdeponien – in 

einer offiziellen Zeitschrift mit staatlicher Lizenznummer. Das MfS bemerkte dies 

erst, als ein Drittel der Auflage (der DDR-weit vertriebenen Zeitschrift) bereits 

ausgeliefert war. Im folgenden Zwischenbericht zum OV „Entomologe“ hieß es: 

„Durch operativ abgestimmtes Vorgehen konnten 2000 Exemplare der 

Schülerzeitschrift vor der Auslieferung storniert werden. Die Gesamtauflage 

beträgt ca. 3000 Exemplare.“  

Bei einem Vortrag auf einer Ärztetagung der Evangelischen Akademie in Ost-

Berlin am 3. Juni 1989 hatte ich mit einem von Peter Diehl von der 

Bürgerinitiative gegen Uranabbau im Südschwarzwald erhaltenen Geiger-Zähler 

die Radioaktivität von Gesteinsproben aus einer Wismut-Halde demonstriert. Weil 

laut der Verordnung über die Gewährleistung von Atomsicherheit und 

Strahlenschutz der DDR vom 4. 10. 1984 (Gbl der DDR, Teil I, Nr. 30 vom 21. 

11. 1984) die eigenständige Durchführung von Messungen verboten war, regte 

die Geraer MfS-Kreisdienststelle an, ein Ordnungsstrafverfahren gegen mich 

einzuleiten. Auch dieser Vorschlag fand keine Bestätigung bei den 

übergeordneten MfS-Instanzen. Vor allem aber kam es wegen der anderweitigen 

Beanspruchung der Staatssicherheit im Herbst 1989 nicht mehr zu einer 

Verwirklichung solcher „zentraler Maßnahmen“. 

 
Observation auf dem Geraer Marktplatz: Stasi-Überwachungsfilm vom 3. Februar 
1988 mit Kornelia Meyer, Karl Breinl und Michael Beleites.     


